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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 12. — 


(Nr. 8411.) Geſetz über die Aufſichtsrechte des Staats bei der Vermögensverwaltung in den 
katholiſchen Dibzeſen. Vom 7. Juni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 
§. 1. 


Die Aufſicht des Staats über die Verwaltung 

1) der für die katholiſchen Biſchöfe, Bisthümer und Kapitel beſtimmten 
Vermögensſtücke, 

2) der 8 kirchlichen, wohlthätigen oder Schulzwecken beſtimmten und unter 
die Verwaltung oder Aufſicht katholiſch-kirchlicher Organe geſtellten 
Anſtalten, Stiftungen und Fonds, welche nicht von dem Geſetze vom 
20. Juni 1875. betroffen werden, 


wird nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen ausgeübt. 


$. 2. 

Die verwaltenden Organe bedürfen der Genehmigung der ſtaatlichen Auf— 

ſichtsbehörde in nachſtehenden Fällen: 

1) zu dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum; 

2) zu der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen 
wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwerth haben / i 

3) zu außerordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die Subſtanz 
ſelbſt angreift, ſowie zu der Kündigung und Einziehung von Kapita⸗ 
lien, ſofern fie nicht zur zinsbaren Wiederbelegung erfolgt; 

4) zu Anleihen, ſofern ſie nicht blos zur vorübergehenden Aushülfe dienen 
und aus den Ueberſchüſſen der laufenden Einnahmen über die Aus⸗ 
gaben derſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden können; 

5) zu der Errichtung neuer, für den Gottesdienſt beſtimmter Gebäude; 
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6) zu der Anlegung oder veränderten Benutzung von Begräbnißplätzen; 

7) zu der Einführung oder Veränderung von Gebührentaxen; 

8) zu der Ausſchreibung, Veranſtaltung und Abhaltung von Samm⸗ 
lungen, Kollekten 2. außerhalb der Kirchengebäude; 

Eine auf Anordnung der biſchöflichen Behörde jährlich ſtatt⸗ 
findende Hauskollekte zum Beſten bedürftiger Gemeinden der Diözefe 
bedarf nicht der beſonderen Ermächtigung einer Staatsbehörde; die 
Zeit der Einſammlung muß aber dem Oberpräſidenten vorher angezeigt 
werden. 

I) zu der Verwendung der Einkünfte erledigter Stellen (Vakanzeinkünfte, 
Interkalarfrüchte) ; 
10) zu der Verwendung des Vermögens für nicht ſtiftungsmäßige Zwecke. 

In dem Falle zu 10. gilt die Genehmigung als ertheilt, wenn 
die ſtaatliche Aufſichtsbehörde nicht binnen dreißig Tagen nach Mit⸗ 
theilung von der beabſichtigten Verwendung widerſpricht. 

Iſt die Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde nicht ertheilt, fo find 
die in den vorſtehenden Fällen vorgenommenen Rechtsgeſchäfte nat 


$. 3. 

Die verwaltenden Organe bedürfen zur Führung von Prozeſſen keiner 
Ermächtigung von Seiten einer Staatsbehörde. 

Atteſte über die Legitimation der verwaltenden Organe zur Beſorgun 
von Rechtsangelegenheiten oder Atteſte über das Vorhandenſein derjenigen That⸗ 
ſachen, welche den Anſpruch auf Koſtenfreiheit begründen, können gültig nur 
von der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde ertheilt werden. 


F. 4. 

Die ſtaatliche Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, die Aufftellung und Vorlegung 
eines Inventars zu fordern, Einſicht von den Etats zu nehmen und die Poſten, 
welche den Geſetzen widerſprechen, zu beanſtanden. Die beanſtandeten Poſten 
dürfen nicht in Vollzug geſetzt werden. 

Die Etats ſolcher Verwaltungen, welche Zuſchüſſe aus Staatsmitteln er⸗ 
halten, find der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde zur Genehmigung einzureichen. Dieſe 
Behörde beftimmt den Zeitpunkt der Einreichung, ſie regelt die formelle Ein⸗ 
richtung der Etats und ſetzt die Friſten zur Erledigung der Erinnerungen feſt. 


| $. 5. 

Weigern fich die verwaltenden Organe 

1) Leiſtungen, welche aus dem im $. 1. bezeichneten Vermögen zu be⸗ 
ſtreiten oder für daſſelbe zu fordern find, auf den Etat zu bringen, 
feſtzuſetzen oder zu genehmigen, 

2) Anſprüche des im §. 1. bezeichneten Vermögens, insbeſondere auch 
Entſchädigungsforderungen aus der Pllichtwidrigkeit des Inhabers 

einer 
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einer für die Vermögensangelegenheiten beſtehenden Verwaltungsſtelle, 

gerichtlich geltend zu machen, 
ſo iſt in denjenigen Fällen, in welchen die biſchöfliche Behörde das Recht der 
Aufficht hat, ſowohl diefe, als auch die ſtaatliche Aufſichtsbehörde, unter gegen- 
feitigem Einvernehmen, in allen anderen Fällen die ſtaatliche Aufſichtsbehörde 
allein befugt, die Eintragung in den Etat zu bewirken und die gerichtliche Gel- 
e der Anſprüche anzuordnen, auch die hierzu nöthigen Maßregeln 
zu treffen. 

In denjenigen Fällen, in welchen das Einvernehmen der biſchöflichen Be⸗ 
hörde und der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde erforderlich iſt, muß die um ihre Zu⸗ 
ſtimmung angegangene Behörde ſich binnen dreißig Tagen nach dem Empfange 
der Aufforderung erklären. Erklärt ſie ſich nicht, ſo gilt ſie als zuſtimmend. 
Bei erhobenem Widerſpruch entſcheidet die der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde vor⸗ 
geſetzte Inſtanz. 9 6 


Beſtreiten die verwaltenden Organe die Geſetzwidrigkeit der nach F. 4. 
beanſtandeten Poſten oder das Vorhandenſein der Verpflichtung zu den im F. 5. 
sub 1. erwähnten Leiſtungen, ſo entſcheidet auf die Klage der verwaltenden 
Organe im Verwaltungsſtreitverfahren hierüber das Ober⸗Verwaltungsgericht. 


9977 


Die ſtaatliche Aufſichtsbehörde ift berechtigt, Einſicht von der Jahresrech⸗ 
nung zu nehmen. 5 

Die Jahresrechnung ſolcher Verwaltungen, deren Etats der Genehmigun 
der Ang Aufſichtsbehörde bedürfen, ift diefer Behörde zur Prüfung, o 
die Verwaltung etatsmäßig geführt worden iſt, einzureichen. 


$. 8. 

Die ſtaatliche Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, die Vermögens verwaltung 
Reviſionen zu unterwerfen. 

K. 9. 

Die ſtaatliche Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, die Befolgung der in den 
$$. 4. 5. 7. und 8. enthaltenen Vorſchrffen 15 der zu ihrer Ausführung er 
troffenen 5 von den verwaltenden Organen durch Geldſtrafen bis 
zu dreitauſend Mark zu erzwingen. 

Die Androhung und Feſtſetzung der Strafe darf wiederholt werden, bis 
dem Geſetze genügt iſt. 

Außerdem können die 81 Zwecken des im F. 1. bezeichneten Vermögens 
beſtimmten Leiſtungen aus Staatsmitteln ganz oder theilweiſe einbehalten oder 
unmittelbar an die Empfangsberechtigten Ne werden. 

Erweiſen ſich die ere Maßregeln als erfolglos oder unanwend⸗ 
bar, fo iſt die ſtaatliche Aufſichtsbehörde berechtigt, eine kommiſſariſche Beſor⸗ 
gung der Vermögensangelegenheiten unter finngemäßer Anwendung der $$. 9. 
is 11. des Geſetzes vom 20. Mai 1874. anzuordnen. 

Gr. 8411) $. 10, 


— 152 — 
$. 10. 
Welche Staatsbehörden die in den $$. 2. bis 5. und 7. bis 9. angegebenen 
Aufſichtsrechte auszuüben haben, wird durch Königliche Verordnung beſtimmt. 
§. 11. 5 
Wegen der Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen bewendet es bei 
dem Geſetze vom 23. Februar 1870. 
5 §. 12. 
In Betreff des Vermögens der Orden und ordensähnlichen Kongregationen 
bewendet es bei den §§. 3. und 5. des Geſetzes vom 31. Mai 1875. 
9.213. 
Die dem Staate zuſtehenden Eigenthums- oder Verwaltungsrechte an dem 
im F. 1. bezeichneten Vermögen werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
$. 14. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1876. in Kraft. 


. 15. 


Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 7. Juni 1876. 


(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. Achenbach. v. Kameke. Friedenthal. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


